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Stark vereinfacht dargestellt, wird Geld 

auf zwei Arten in Umlauf gebracht. Im 

Fachjargon spricht man dabei auch von 

der sogenannten «Geldschöpfung». 

Auf der ersten Stufe bringt die SNB 

das sogenannte Notengeld (Bargeld 

und Giroguthaben der Banken bei der 

SNB) in Umlauf. Sie tut dies, indem 

sie Anlagen tätigt, also beispielsweise 

von einer Geschäftsbank Wertschriften 

gegen Schweizer Franken kauft. Indem 

die SNB die erworbenen Wertschriften 

wieder verkauft, kann sie Geld vom 

Markt zurücknehmen. Sie kann da-

durch – stark vereinfacht dargestellt 

– als unabhängige Zentralbank den 

geld- und währungspolitischen Auftrag 

wahrnehmen und so für Preisstabilität 

in der Schweiz sorgen.

Geldschöpfung durch 
Geschäftsbanken

In Sinne einer Zweiteilung, bringen 

die Geschäftsbanken in klar definier-

tem Umfang das sogenannte Buchgeld 

in Umlauf. Es handelt sich dabei um 

elektronisches Geld, welches auf dem 

Bankkonto liegt. Die Geschäftsban-

ken verwenden hierzu einen Teil der 

Sichteinlagen (Kundengelder wie Geld 

auf Lohnkonto etc.), um damit einen 

Kredit zu gewähren. Die Kreditsumme 

wird dabei dem Kreditnehmer ebenfalls 

auf dessen Konto elektronisch gutge-

schrieben. Das Buchgeld entsteht dabei 

jedoch nicht etwa aus dem «Nichts». 

Denn das gesprochene Geld, welches 

für den Kredit verwendet wird, ist 

durch einen Gegenwert abgesichert. 

Exemplarisch hierfür ist eine Hypothek, 

welche schlussendlich durch ein Haus 

als Gegenwert gedeckt ist. Kann ein 

Kredit nicht zurückbezahlt werden, so 

wird in unserem Beispiel das Haus zur 

Tilgung des Kredites verkauft, wodurch 

das in Umlauf gebrachte Buchgeld 

wieder an die Bank fliesst. Dies ist auch 

der Grund, weshalb jede Kreditver-

gabe durch die regional verankerten 

Geschäftsbanken genauestens geprüft 

wird (Bonitätsprüfung, Tragbarkeit 

etc.). Hinzu kommt, dass für Geschäfts-

banken strengste finanzmarktrechtliche 

Gesetze und Regulierungen gelten. So 

ist beispielsweise von Gesetzes wegen 

vorgeschrieben, wie viel Eigenkapital 

und Liquiditätsreserven eine Bank im-

mer haben muss. Dadurch wird die Kre-

ditvergabe klar begrenzt und reguliert, 

was folglich auch für die Schaffung des 

Buchgeldes gilt. Zusätzlich kann die 

SNB steuernd auf die Kreditvergabe 

der Geschäftsbanken eingreifen, indem 

sie den Leitzins verändert oder den 

Mindestreservesatz erhöht.

Verteuertes Kreditwesen

Um ein angeblich krisensicheres Fi-

nanzsystem zu erhalten, will die 

Vollgeld-Initiative das heutige, gut 

funktionierende Finanz- und Wäh-

rungssystem unnötigerweise komplett 

umstellen. Konkret will die Initiative 

den Geschäftsbanken verbieten, dass 

diese zukünftig durch die Vergabe von 

Krediten Buchgeld schaffen können. 

Nach Ansicht der Initianten, soll die 

SNB nebst dem Notengeld zukünftig 

als einzige Bank auch das elektronische 

Geld erzeugen. Dadurch würde die SNB 

nebst dem Monopol auf dem Noten- 

auch jenes auf dem Buchgeld erhalten. 

Anstatt einen Gegenwert für das «ge-

schöpfte» Geld zu erwerben, müsste 

die SNB nach Ansicht der Initianten 

das Geld verschenken (siehe sogleich). 

Den daraus entstehenden angeblichen 

Gewinn wollen die Initianten sodann 

grosszügig verteilen.

In einem Vollgeldsystem müssten die 

Geschäftsbanken sodann die Zah-

lungsverkehrskonten ihrer Kundschaft 

ausserhalb ihrer Bilanz führen und 

vollständig durch Guthaben bei der SNB 

hinterlegen. Sie dürften somit die Sicht-

einlagen nur noch verwalten, ähnlich 

wie dies heute bei Wertschriftendepots 

der Fall ist. Dadurch könnten die Ban-

ken lediglich noch Spareinlagen (Geld, 

das eine Laufzeit oder Kündigungsfrist 

aufweist), jedoch nicht Sichteinlagen 

(z.B. Lohnkonto), für die Kreditvergabe 

verwenden. Da die Spareinlagen den 

Kreditbedarf bei weitem nicht decken, 

wären die Geschäftsbanken gezwun-

gen, das für die Kreditvergabe benö-

tigte Kapital teuer auf dem Finanzmarkt 

zu besorgen oder bei der SNB ein Dar-

lehen aufzunehmen. Letztgenannter 

Fall würde zu einer Abhängigkeit des 

Kreditwesens von der SNB führen. Die 

SNB würde dadurch direkten Einfluss 

auf die Kreditvergabe nehmen und 

schlussendlich entscheiden, wer einen 

Kredit erhält. Im Endeffekt würde es 

bei Annahme der Initiative für Un-

ternehmen (insbesondere KMU) aber 

auch für Private erheblich schwieriger 

und teurer, an das «rar gewordene» 

Fremdkapital – namentlich an Kredite 

aber auch Hypotheken – zu kommen, 

was sich im Endeffekt negativ auf die 

gesamte Schweizer Wirtschaft (weniger 
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Investitionen), die Hausbesitzer und 

indirekt die Mieter auswirken würde. 

Da es den Geschäftsbanken nicht mehr 

gestattet wäre, mit den Sichteinlagen 

zu arbeiten, müssten diese wohl höhere 

Gebühren für die Kontenführung so-

wie anderweitige Bankdienstleistungen 

verlangen, was jeden einzelnen Bürger 

finanziell direkt treffen würde.

Initiative macht SNB 
handlungsunfähig

Bei Annahme der Initiative, würde der 

SNB die Möglichkeit genommen, ihre 

geld- und währungspolitische Aufgabe 

wahrzunehmen. Denn ginge es nach 

den Initianten, so müsste die SNB zu-

künftig Geld «schuldenfrei» in Umlauf 

bringen, indem sie einen zweistelligen 

Milliardenbetrag jährlich an den Bund, 

die Kantone und die Bevölkerung direkt 

verteilt respektive verschenkt, ohne 

hierfür einen Gegenwert (z. B. Devisen, 

Anleihen oder Wertschriften) zu er-

halten. Dadurch würde es für die SNB 

praktisch unmöglich, die verschenkte 

Geldmenge wieder zu reduzieren und 

so für Preisstabilität zu sorgen, wo-

durch auch das Risiko einer möglichen 

Inflation (zu viel Geld auf dem Markt) 

erheblich wachsen würde. Zusätzlich 

würde der Druck auf die SNB seitens 

der Politik steigen, da jeder versuchen 

würde, für seine Anliegen in den Genuss 

von Gratisgeld zu kommen. Dadurch 

würde die SNB zum Spielball der Politik 

verkommen.

Falsche Sicherheit

Die Vollgeld-Initiative ist ein Hochri-

siko-Experiment, welches völlig unnötig 

einen vollständigen Umbau des Finanz- 

und Währungssystems in der Schweiz 

verlangt. Bei Annahme der Vorlage, 

wäre die Schweiz im Sinne eines «Ver-

suchskaninchens» die erste moderne 

Volkswirtschaft, die zu einem unerprob-

ten Vollgeldsystem wechseln würde. Im 

Endeffekt würde die Annahme der Ini-

tiative zu einer erheblichen Umwälzung 

der Finanzbranche sowie Schwächung 

der Schweizer Wirtschaft führen. Dies-

bezüglich ist es denn auch interessant, 

dass sich in den Reihen der Unterstützer 

mehrere bekannte Wachstumskritiker 

und auffallend viele Personen aus 

Deutschland befinden. Offensichtlich 

versucht einmal mehr eine interna-

tionale Gruppierung das System der 

direkten Demokratie der Schweiz als 

Versuchslabor für eine ideologisch ein-

gefärbte These zu missbrauchen, ohne 

schlussendlich selbst von den negativen 

Folgen betroffen zu sein.

Des Weiteren ist nicht bewiesen, dass 

ein Vollgeldsystem im Stande wäre 

Finanzblasen und -krisen zu verhin-

dern. So wäre die Schweiz auch bei 

einem Vollgeldsystem weiterhin den 

Auswirkungen einer Finanzkrise im 

Ausland ausgesetzt. Sodann darf auch 

nicht ausser Acht gelassen werden, 

dass seit der Finanzkrise von 2008 

im Bankenwesen die Regulierungen 

erheblich verschärft wurden. So wurde 

beispielsweise in den letzten Jahren 

die Stabilität des Bankensystems durch 

Massnahmen im Bereich systemrele-

vanter Institute («Too-big-to-fail»-

Gesetzgebung) nochmals massgeblich 

erhöht. Hinzu kommt, dass Einlagen 

be reits heute durch die Regelungen 

zum Einlegerschutz bis zu einem Be-

trag von 100 000 Franken geschützt 

sind. Im Endeffekt will die Vollgeld-

Initiative ein Problem lösen, welches 

gar nicht existiert. Die Initiative ist 

deshalb unnötig, riskant und teuer. 

Um die Vollgeld-Initiative abzuwehren, 

hat die Aargauische Industrie- und 

Handelskammer deshalb das überpar-

teiliche Aargauer Komitee «NEIN zur 

Vollgeld-initiative» gegründet. Weitere 

Informationen hierzu finden Sie unter 

www.aargauerkomitee.ch

FAZIT

Die Vollgeld-Initiative ist ein Hochri-

siko-Experiment mit ungewissem Aus-

gang. Sie will ein Problem lösen, das 

nicht existiert. Eine Annahme würde 

zu einer kompletten Umstellung des Fi-

nanzsystems führen. Die Leidtragenden 

wären KMU und Private, für welche sich 

Kredite und Hypotheken erheblich ver-

teuern würden. Da die SNB schuldenfrei 

Geld verschenken müsste, würde diese 

zum Spielball der Politik und könnte 

ihren geld- und währungspolitischen 

Auftrag nicht mehr wahrnehmen. 

Somit ist das unnötige Hochrisiko-

Experiment klar abzulehnen.


